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Neuer Staatsvertrag: Havelpolder besser
gegen Hochwasser gerüstet

Der erneuerte Staatsvertrag zur Havelpolderflutung tritt in
Kraft, um Schleswig-Holstein in Hochwasserprävention

einzubinden.

Ein wichtiger Schritt für den Hochwasserschutz in der Region ist
jetzt getan: Wie das Brandenburger Umweltministerium bekannt
gab, ist der erneuerte Staatsvertrag zur Flutung der Havelpolder
nun offiziell in Kraft. Dieser Vertrag wurde unter der
Federführung des Ministeriums abgeschlossen, nachdem
kürzlich die letzte Ratifizierungsurkunde eingegangen war. Mit
dem Beitritt Schleswig-Holsteins wird das Land nun Teil dieses
bedeutenden Abkommens.

Der Hintergrund dieses Staatsvertrages ist nicht zu
unterschätzen. Hochwasser kennt keine Grenzen, und die
verheerenden Überschwemmungen an der Elbe im Jahr 2013
haben dies eindringlich bewiesen. Während Städte, Dörfer und
landwirtschaftliche Flächen am Elbufer in großer Gefahr waren,
konnten durch die Flutung der Havelpolder Schlimmeres
verhindert werden. Die Stadt Wittenberge, die in der
Vergangenheit von Überflutungen betroffen war, profitierte
ebenso von den durch den Staatsvertrag getroffenen
Regelungen.

Ein neuer Vertrag – umfassende Partner

Bereits 2019 hatte Schleswig-Holstein den Antrag auf Beitritt zu
diesem wichtigen Bündnis gestellt. Vor dem Beitritt waren



Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und
Niedersachsen sowie die Bundesbehörde GDWS
Vertragspartner. Die Zustimmung aller bestehenden
Vertragspartner war für die Erweiterung des Abkommens
erforderlich. Dazu waren die Beschlüsse der fünf
Landesregierungen sowie die Zustimmung der Landtage
notwendig. Der letzte Schritt war die Ratifizierung durch die
Ministerpräsidenten der beteiligten Länder, die nun vollständig
erfolgt ist.

Ein zentraler Punkt dieses Abkommens ist die Einbindung
Schleswig-Holsteins in den Informationsfluss über
bevorstehende Polderflutungen. Das bedeutet eine verbesserte
Vorbereitung auf mögliche Hochwasserereignisse. Anja Boudon,
die Umweltstaatssekretärin Brandenburgs, betonte die
Bedeutung dieses Abkommens: „Mit dem nun erneuerten
Staatsvertrag wird Schleswig-Holstein Vertragspartner, damit in
den Informationsfluss zu möglichen Polderflutungen
eingebunden und besser auf Hochwasser vorbereitet.“

Bedeutung der Havelpolder

Die Havelpolder, die sechs Polder auf den Flächen der
Bundesländer Brandenburg und Sachsen-Anhalt umfassen,
spielen eine entscheidende Rolle im Hochwassermanagement.
Sie decken eine gesamte Fläche von 10.700 Hektar ab,
einschließlich der Havel selbst sowie der Deichvorländer. Diese
Flutungsgebiete wurden nicht nur 2002, sondern auch im Jahr
2013 aktiv genutzt, um die Deiche entlang der Elbe zu
entlasten. Solche Maßnahmen sind von existenzieller
Bedeutung, um das Risiko von Hochwasserschäden zu
minimieren und die Sicherheit der Anwohner zu gewährleisten.

Die bisherige Erfahrungen zeigen, dass die Flutung der
Havelpolder, wie im Falle der Hochwasserereignisse 2002 und
2013, einen wirksamen Beitrag zur Verhinderung größerer
Schäden an den Deichen und umliegenden Gemeinden leistet.
Die Einbeziehung Schleswig-Holsteins in diesen Prozess stellt



sicher, dass auch die dortigen Gefahren besser erfasst und
gemanagt werden können.

Die Neugestaltung des Staatsvertrages ist nicht nur ein
bürokratischer Schritt, sondern auch ein fundamentales Zeichen
der Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Bundesländern. Es
zeigt, wie wichtig es ist, gemeinsam gegen Naturereignisse
vorzugehen und die Ressourcen und das Wissen zu bündeln.

Ausblick auf zukünftige Herausforderungen

Diese Einigung könnte die Tür für weitere Kooperationen im
Bereich des Hochwasserschutzes öffnen. Angesichts der sich
verändernden klimatischen Bedingungen und der steigenden
Wahrscheinlichkeit von extremem Wetter wird die
Notwendigkeit koordiniertem Handeln noch essenzieller. Durch
den erneuerten Staatsvertrag sind die beteiligten Länder nun
besser aufgestellt, um den Herausforderungen der Zukunft
entgegenzutreten und effektive Lösungen für die Bevölkerung
zu finden.

Der Staatsvertrag und seine Bedeutung

Der nun in Kraft tretende Staatsvertrag über die Flutung der
Havelpolder hat eine bedeutende Rolle in der Bewältigung von
Hochwasserereignissen in Deutschland. Insbesondere in den
letzten zwei Jahrzehnten haben extreme Wetterereignisse und
Klimaveränderungen die Notwendigkeit solcher Vereinbarungen
deutlich gemacht. Durch den Vertrag wird ein rechtlicher
Rahmen geschaffen, der es ermöglicht, die Polder im Bedarfsfall
kontrolliert zu fluten, um dadurch gefährdete Gebiete entlang
der Elbe zu schützen.

Ein wichtiger Aspekt des Staatsvertrages ist die verbesserte
Kommunikationsstruktur zwischen den Ländern. Durch die



Einbindung von Schleswig-Holstein als neuem Vertragspartner
wird der Informationsfluss über mögliche Hochwasserereignisse
optimiert. Diese Zusammenarbeit ist besonders wichtig, um eine
koordinierte Reaktion auf Hochwasser zu gewährleisten, was
nicht nur für die Anwohner, sondern auch für die
landwirtschaftlichen Betriebe in den gefährdeten Gebieten von
großer Bedeutung ist.

Hochwasserereignisse der letzten Jahre

Die Flutereignisse der letzten Jahre, insbesondere das
verheerende Hochwasser im Jahr 2013, haben die
Verwundbarkeit vieler Regionen eindrücklich aufgezeigt. Bei
diesem Hochwasser ereigneten sich umfassende Schäden in
mehreren Bundesländern, wobei Hunderttausende Menschen
betroffen waren. Besonders die Städte und Gemeinden entlang
der Elbe mussten massive Schäden an Infrastruktur und
Wohnraum hinnehmen.

Die Lehren aus diesen Erlebnissen haben zur Entwicklung
präventiver Maßnahmen und zur Verbesserung der
Hochwasserabwehr beigetragen. Der erneuerte Staatsvertrag
stellt sicher, dass alle Beteiligten aus den Erfahrungen der
vergangenen Hochwasserereignisse lernen und entsprechende
Maßnahmen einleiten. Darüber hinaus enthält der Vertrag
Mechanismen zur frühzeitigen Warnung und besseren Verteilung
von Ressourcen im Katastrophenfall.

Statistische Erkenntnisse zu
Hochwasserereignissen

Laut dem Deutschen Wetterdienst (DWD) haben sich die Anzahl
und Intensität von Hochwasserereignissen in Deutschland seit
Beginn des 21. Jahrhunderts erhöht. Berichten zufolge sind die
durch Hochwasser verursachten Schäden in den letzten zwei
Jahrzehnten auf mehrere Milliarden Euro angestiegen. Dies stellt
nicht nur eine erhebliche Belastung für betroffene Gemeinden



dar, sondern auch für den Staat, der in der Lage sein muss,
sowohl präventive als auch reaktive Maßnahmen zu finanzieren.

Eine Studie des Umweltbundesamtes (UBA) aus dem Jahr 2020
zeigt, dass die Kosten für Hochwasserschäden in Deutschland
zwischen 2000 und 2018 insgesamt etwa 6,9 Milliarden Euro
betrugen. Zudem ergab die Untersuchung, dass ein Anstieg der
globalen Durchschnittstemperatur um 1 °C die
Wahrscheinlichkeit schwerer Hochwasserereignisse in
Mitteleuropa um bis zu 50 % erhöhen könnte. Diese Statistiken
verdeutlichen die Dringlichkeit effektiver Maßnahmen, wie sie im
Staatsvertrag über die Flutung der Havelpolder verankert sind,
und betonen die Notwendigkeit einer kontinuierlichen
Anpassung der Hochwasserstrategien angesichts der sich
verändernden klimatischen Bedingungen.
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